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Vorwort 

Diese Arbeit wurde im Wintersemester 2000/2001 vom Fachbereich 
Rechtswissenschaften der Universität Trier als Habilitationsschrift angenom-
men. Daß ich sie schreiben konnte, verdanke ich meinen akademischen Leh-
rern an den Universitäten Regensburg, Göttingen und Trier. Von ihnen hat 
Reinhard Hendler mich als aus der Praxis zurückkehrenden Seiteneinsteiger 
an seinem Lehrstuhl akzeptiert, die Anregung zur Themenwahl gegeben und 
die Ausführung mit Rat und Kritik begleitet. Michael Reinhardt hat das 
Zweitgutachten erstattet. Das Geheime Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz 
hat mir ermöglicht, die Akten der Preußischen Regierung über die Entste-
hung der Verfassung des Norddeutschen Bundes einzusehen. Der Verlag 
J.C.B. Mohr (Paul Siebeck) hat sich zur Veröffentlichung der Arbeit bereit er-
klärt, die Deutsche Forschungsgemeinschaft eine Druckbeihilfe gewährt. Ih-
nen allen danke ich herzlich. Das Manuskript wurde im März 2000 abge-
schlossen. Für die Veröffentlichung wurden Literatur und Rechtsprechung 
bis Januar 2001 eingearbeitet. 

Trier, im April 2001 Christian Heitsch 
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Einleitung 

Bislang fehlen Versuche, den Vollzug der Bundesgesetze durch die Länder 
insgesamt, d.h. unter Einschluß der unmittelbaren finanzverfassungsrechtli-
chen Konsequenzen (Art. 104a GG) dogmatisch zu erfassen. Die Rechtswis-
senschaft hat lediglich Einzelprobleme aus diesem Bereich erörtert. Bis in die 
siebziger Jahre hinein waren in Fortschreibung staatsrechtlicher Überlegun-
gen aus früheren verfassungsgeschichtlichen Epochen Anwendungsbereich 
und Funktion der Bundesaufsicht,1 Struktur und Funktion der Bundesauf-
tragsverwaltung2, Geltungsgrund und Stellenwert der Bundestreue3 Themen 
der wissenschaftlichen Diskussion. Der demokratische4 bzw. soziale5 Cha-
rakter des vom Grundgesetz verfaßten Bundesstaats wurde desnäheren nur 
ganz vereinzelt gewürdigt. Die auch politisch höchst bedeutsame Frage, in-
wieweit Bundesgesetze nach Art. 84 Abs. 1 GG dem Zustimmungsrecht des 
Bundesrates unterliegen, war seit den fünfziger Jahren immer wieder Gegen-
stand zahlreicher Abhandlungen.6 Nach dem Ende des atompolitischen Kon-
senses Mitte der achtziger Jahre gab es Anlaß, das Weisungsrecht des Bundes 
im Rahmen der Auftragsverwaltung (Art. 85 Abs. 3 GG) näher zu untersu-
chen.7 In den letzten Jahren haben die grundsätzliche Anknüpfung der Aus-

1 S. z.B. H. Schäfer, AöR 78 (1952/53), 1 ff.; Bullinger, AöR 83 (1958), 279ff.; ders., AöR 87 
(1962), 488 ff.; Frowein (1961), insbesondere 40ff., 66ff., 75ff.; v. Mangoldt (1966), insbeson-
dere 58 ff., 78 f. 

2 S. z.B. H. Schäfer, D Ö V 1960, 641 ff.; Haun (1972) insbesondere lOff., Wolst (1974), ins-
besondere 49ff.; Röttgen, JöR n.F. 3 (1954), 92ff.; ders., JöR n.F. 11 (1962), 235ff. 

3 Dazu z.B. Bayer {\%\)-,Kowalsky (1970); neuerdings Böckenförde, JZ 1991, 900ff.; Bauer 
(1992), insbesondere 243 ff. 

4 Dazu v.a. W. Schmidt, AöR 87 (1962), 253 ff., und Hempel (1969), insbesondere 129ff. 
5 Dazu v.a. Köngen, FS Muthesius, 19ff.; Hesse, AöR 98 (1973), 11 ff. 
6 Dazu z.B. Schäfer (1955), insbesondere 88ff.; Held, AöR 80 (1955), 50ff.; Haas, AöR 80 

(1955), 80ff.; Kutscher, D Ö V 1952, 710ff.; Kratzer, AöR 77 (1951/52), 266ff.; Ossenbühl, AöR 
99 (1974), 369ff.; Lange, FS Stein, 181 ff.; Menger, VerwArch 66 (1975), 291ff.; Achterberg, 
D Ö V 1975, 158ff.; Lerche (1989), 183ff.; Antoni, AöR 113 (1988), 329ff.; Wyduckel, D Ö V 
1989, 181 ff.; jüngst H. Krüger, DVBl. 1998, 293ff.; Sachs, W D S t R L 58 (1999), 57ff.; Dolzer, 
W D S t R L 58 (1999), 20ff„ 29f„ 32. 

7 S. z.B. Pauly (1989), insbesondere 136ff., 222ff.; ders., D Ö V 1989, 884ff.; Lange (1990), 
insbesondere 23ff., 49ff.; Steinberg, AöR 110 (1985), 419; ders. (1990), insbesondere 27ff.; Os-
senbühl, Der Staat 28 (1989), 31; Lerche, BayVBl. 1987, 321; Schulte, VerwArch 81 (1990), 415; 
B. Zimmermann, DVBl. 1992, 93ff.; Winter, DVBl. 1985, 993ff. 
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gabenlast an die Verwaltungszuständigkeit (Art. 104a Abs. 1 GG),8 die in Zei-
ten leerer Kassen rechtspolitisch unter Druck geraten ist, sowie die gegensei-
tige Haftung des Bundes und der Länder für fehlerhafte Verwaltung 
(Art. 104a Abs. 5 S. 1 Hs. 2 GG)9 verstärkt das Interesse der Rechtswissen-
schaft gefunden. Oeter10 hat jüngst die Geschichte des Bundesstaatsrechts in 
Deutschland in all ihren Facetten als einen Prozeß zunehmender Unitarisie-
rung und Verflechtung beschrieben. Was die Rolle des Landesvollzugs der 
Bundesgesetze angeht, stellt er als Fazit mit Recht eine „Diffusion von Ver-
antwortlichkeit" fest,11 seines Erachtens hervorgerufen durch die intensive 
gerichtliche Kontrolle unbestimmter Rechtsbegriffe und von Ermessensent-
scheidungen sowie durch die Tätigkeit der Bund-Länder-Kooperationsgre-
mien. Hierdurch werde „letztlich nicht nur der Kernbestand des Bundes-
staatsprinzips" bedroht, sondern auch das Demokratieprinzip. Funktionie-
rende Demokratie setze nämlich im Bundesstaat mit seinen unterschiedlichen 
Ebenen demokratischer Rückkopplung eine hinreichend deutliche Zurech-
nung von (Aufgaben-)Verantwortung und hinreichend klare Beziehungen de-
mokratischer Legitimation und Kontrolle voraus. Den Gefahren, die aus der 
Auflösung der Verantwortungszusammenhänge für das Bundesstaatssystem 
und das Demokratieprinzip resultierten, „sollte sich jede rechtsdogmatische 
Arbeit an der Konkretisierung der Bundesstaatsverfassung bewußt bleiben." 

Ein Versuch, den Landesvollzug der Bundesgesetze im Bundesstaat des 
Grundgesetzes rechtsdogmatisch zu erfassen, paßt daher auch nach 50 Jahren 
demokratischer und sozialer Bundesstaatlichkeit in Deutschland durchaus 
noch in die wissenschaftliche Landschaft. Es sollen hier allerdings nur die we-
sentlichen Strukturen, die Funktion und Wirkungsweise dieser besonderen 
Art vertikaler Gewaltenteilung herausgearbeitet werden, wobei die Untersu-
chung unter mehreren Leitmotiven stehen wird. Hauptfrage ist, inwiefern die 
Art. 83, 84, 85 GG den Länderverwaltungen Raum lassen, bei der Ausfüh-
rung der Bundesgesetze unterschiedliche Schwerpunkte zu setzen, und wel-
che Rückschlüsse sich hieraus für die Sachgerechtigkeit der Art. 104a Abs. 1 
bis 3 GG ergeben. Bei der Erörterung der Kompetenzverteilung kann es aber 
nicht sein Bewenden haben, da die von der Verfassung vorgesehenen Steue-
rungsmittel des Bundes in der Praxis bekanntlich durch die informelle und 
daher rechtlich schwer faßbare Bund-Länder-Koordination verdrängt oder 
überlagert werden. Deshalb ist auch aufzuzeigen, wie die Tätigkeit der Koor-

8 S. z.B. F. Kirchhof (1996), D 66ff.; Trapp (1997), insbesondere 111 ff., 121ff., 284 ff.; Bull/ 
Wehl, NVwZ 1996, 844ff.; Schock, ZRP 1995, 388ff.; Grote, JZ 1996, 835f.; Henneke, DÖV 
1996, 716f.; Schoch/Wieland (1995), 140f., 149f.; Heun, DVB1. 1995, 1020ff.; Selmer, NJW 
1996, 2062ff.; Kastendiek, ZRP 1995, 49ff. 

9 S. z.B. Erichsen (1986), insbesondere 34ff.; F. Kirchhof, NVwZ 1994, 105; Rudisile, DÖV 
1985, 916; Storr (1997), 290ff.; Stelkens (1998), insbesondere 269ff. 

10 (1998), insbesondere 143ff.; 201 ff.; 259ff. 
11 Wie vorstehend, 580ff., 582; ob die hierfür ausschlaggebenden Gründe zutreffend be-

nannt sind, wird noch zu erörtern sein, vgl. unten S. 134ff., 172ff., 194ff. 
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dinationsgremien demokratisch kanalisiert, zumindest ins Licht der kriti-
schen (Fach-)Öffentlichkeit gerückt werden könnte. Desweiteren sind die 
Position des Bundesrates und seine Wirkung für die demokratisch-föderale 
Verfassungsordnung kritisch zu würdigen. Die Untersuchung beschränkt 
sich allerdings auf diejenigen rechtlichen Strukturen, die für diese Fragestel-
lungen von besonderer Bedeutung sind. Nicht angestrebt wird eine hand-
buchartige, vollständige Darstellung der großräumigen Zusammenhänge 
oder auch nur aller wesentlicher Einzelprobleme, die mit Blick auf die Aus-
führung der Bundesgesetze durch die Länder berührt werden könnten. Kon-
kret heißt dies, daß das Verhältnis der Art. 83 ff. G G zur Garantie der kom-
munalen Selbstverwaltung und die Bedeutung des in Art. 104a Abs. 1 G G 
normierten Konnexitätsgrundsatzes für das Verhältnis der Länder zu den Ge-
meinden nicht erörtert wird. Das gleiche gilt für die Bezüge zum Finanzaus-
gleich i.e.S. ebenso wie für die Amtshaftung im Bereich der Bundesauftrags-
verwaltung oder für verfassungsprozeßrechtliche Fragen. Wegen ihrer immer 
noch zunehmenden Bedeutung berücksichtigt werden jedoch die Sonderpro-
bleme, die der innerstaatliche Vollzug des Gemeinschaftsrechts mit sich 
bringt. 

Die Untersuchung wird sich in drei Teile gliedern. Im ersten Teil ist den Be-
zügen des Landesvollzugs der Bundesgesetze zur Bundesstaatstheorie und 
zur in Art. 20 Abs. 1 G G normierten demokratischen und sozialen Bundes-
staatlichkeit als solcher nachzugehen. Was die Bundesstaatstheorie betrifft, 
soll in einem ersten Zugriff aufgezeigt werden, daß diejenigen positiven Wir-
kungen, welche einer bundesstaatlichen Ordnung gemeinhin nachgesagt wer-
den, unter den Bedingungen des Beteiligungsföderalismus nur noch sehr ein-
geschränkt zur Geltung kommen. Außerdem sind normativ fundierte Grund-
elemente der bundesstaatlichen Ordnung des Grundgesetzes zusammenzu-
stellen und in ihrer Bedeutung für die rechtsdogmatische Arbeit zu würdigen. 
Die sodann folgende Erörterung der demokratischen und sozialen Bundes-
staatlichkeit (Art. 20 Abs. 1 GG) hat drei Ziele. Zum ersten ist unter Berück-
sichtigung der Problem- und Entstehungsgeschichte aufzuzeigen, inwiefern 
diejenigen rechtlichen Garantien, die herkömmlich unmittelbar aus der als 
„Prinzip" verstandenen Bundesstaatlichkeit abgeleitet werden, anderswo in 
der geschriebenen Verfassung selbst normiert sind und durch diese in be-
stimmter Weise strukturiert werden. Hierzu gehören die geläufigen Folge-
rungen aus der „Staatlichkeit der Länder" ebenso wie die Pflicht zur Bundes-
treue. Zum zweiten soll der rechtliche Gehalt des „demokratischen und so-
zialen" Bundesstaates erschlossen werden, wobei gegen die unitarische Sicht-
weise von Hesse12 und Böckenförde13 die demokratische Legitimation beider 
staatlicher Ebenen des Bundesstaats ins Feld zu führen sein wird. Es wird 
auch deutlich werden, wie die bundesstaatliche und die demokratische Ord-

12 (1962), 13 ff. 
13 FS F. Schäfer, 188ff. 
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nung des Grundgesetzes in den Vorschriften über den Landesvollzug der 
Bundesgesetze miteinander verschränkt sind. Die demokratische und soziale 
Bundesstaatlichkeit gibt schließlich zum dritten Auskunft auf die Fragen 
nach der demokratischen Kanalisierung der konsentierten Vollzugssteuerung 
in Bund-Länder-Koordinationsgremien und nach verfassungsrechtlichen 
Grenzen bundesstaatlicher Vielfalt bei der Ausführung der Bundesgesetze. 
Gegenstand des Zweiten Teils werden die beiden Verwaltungstypen des lan-
deseigenen und des auftragsweisen Vollzugs unter Berücksichtigung der Aus-
führungszuständigkeiten für das Gemeinschaftsrecht sein. Was den landesei-
genen Vollzug angeht, wird nach Feststellung der äußerst begrenzten Bedeu-
tung einer Bundesaufsicht i.e.S. für die heutige Bundesstaatlichkeit die exten-
sive Auslegung des Zustimmungsvorbehalts nach Art. 84 Abs. 1 G G als 
wesentliche Ursache für die Entwicklung hin zum Beteiligungsföderalismus 
einer Grundsatzkritik zu unterziehen sein. Eine Interpretation der übrigen 
Ingerenzrechte des Art. 84 G G schließt sich an, wobei insbesondere die Be-
fugnis zum Erlaß allgemeiner Verwaltungsvorschriften überhaupt nur unter 
Berücksichtigung der Bund-Länder-Koordination zutreffend gewürdigt wer-
den kann. Die bisherigen Deutungen der Bundesauftragsverwaltung nehmen 
grundsätzlich nur den Art. 85 G G in den Blick; sie versäumen es dagegen, die 
einzelnen Anwendungsfälle dieses Verwaltungstyps systematisch zum Ge-
genstand der Erörterung zu machen. Dies wird nachzuholen sein, wobei sich 
ein sehr differenziertes Bild ergeben wird. Der Dritte Teil der Untersuchung 
befaßt sich mit den unmittelbaren finanzverfassungsrechtlichen Auswirkun-
gen der Länderzuständigkeit für den Vollzug der Bundesgesetze und des Ge-
meinschaftsrechts. Hier ist in erster Linie die Frage zu erörtern, ob die An-
knüpfung der Zweckausgabenlast an die Verwaltungszuständigkeit (Art. 104a 
Abs. 1, 2 G G ) auch in Zeiten immmer dichterer gesetzlicher Vorgaben noch 
sachgerecht ist. Desweiteren ist zu untersuchen, inwiefern Art. 104a Abs. 3 
G G eine Beteiligung des Bundes an den Ausgaben für Geldleistungsgesetze 
und Geldleistungsverordnungen der Europäischen Gemeinschaft zuläßt und 
die Länder gegen unerwünschte Finanzierungslasten schützen kann, nach 
welchen Kriterien die Zweckausgaben von den in Art. 104a Abs. 5 S. 1 Hs. 1 
G G gesondert geregelten Verwaltungsausgaben abgegrenzt werden können 
und ob der Haftungstatbestand des Art. 104a Abs. 5 S. 1 Hs. 2 G G auch ohne 
Umsetzungsgesetz anwendbar ist. 

Im Bestreben, bei alldem stets den Kurs auf das jeweilige Erkenntnisziel 
ohne allzu weite Abweichungen oder Umwege beizubehalten, habe ich mich 
durch jenen „Rath" bestärkt gesehen, der bereits 1817 einem Nachwuchswis-
senschaftler aus Anlaß von dessen Erstlingswerk erteilt wurde:14 ,,[G]eben Sie 

14 Vgl. Ein Brief Philipp Buttmanns, Rheinisches Museum für Philologie 42 (1887), 630; mit 
gleicher Tendenz empfiehlt R. Zimmermann, ZEuP 1999, 804, die Leserfreundlichkeit eines 
Doktoranden zur Nachahmung, der 1907 dem Inhaltsverzeichnis seiner Arbeit den Hinweis 
befügte: „Brauchbares steckt nur in den Paragraphen 6, 10, 11 und 12." 
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nicht alles, was Ihnen bei der Bearbeitung freilich durch Augen, Kopf und 
Finger hat gehen müssen, auch dem Leser. Es schwellt wirklich unsere Litte-
ratur gar zu sehr, und erschwert auch die erfreuliche Uebersicht der einzelnen 
Abschnitte in einem Buche, wenn man den ganzen Gang der Untersuchung, 
wie man sie an seinem Schreibtische machen musste, dem Leser, damit dieser 
sie gleichsam noch einmal mache, vorlegt. [ . . . ] Besonders wünschte ich die 
[ . . . ] Gewissenhaftigkeit gemindert, alles zu erwähnen, was andre auch schon 
gesehn, bemerkt, auch wol nicht bemerkt u.d.g. haben. [ . . . ] Sie freilich müs-
sen alles das nachschlagen um zu sehn, ob aus einem oder dem andern solchen 
locus etwas die Untersuchung wirklich bereicherndes hervorgeht; dies dann 
geben, aber alles andere nicht; und eben so wenig auch alles umständlich wi-
derlegen, nicht einmal alles berühren, was andere falsches gesagt usw." 





Erster Teil 

Der Landesvollzug der Bundesgesetze 
im Kontext von Bundesstaats,theorie' 

und prinzip' 

A. Landesvollzug der Bundesgesetze 
und Bundesstaatstheorie 

Gegenstand dieses Abschnitts ist nicht eine umfassende Bestandsaufnahme 
der vielfältigen theoretischen Erklärungsversuche und Modelle darüber, was 
Bundesstaatlichkeit - als solche oder nach dem Grundgesetz - ausmacht, oder 
woher die bundesstaatliche Ordnung des Grundgesetzes ihre Legitimation 
bezieht. Ebenfalls soll nicht versucht werden, den beinahe schon stereotyp 
bedauerten Mangel1 einer am Grundgesetz orientierten Theorie oder Lehre 
des Bundesstaats zu beheben. Vielmehr ist nur darzustellen, welche Bedeu-
tung Bundesstaatstheorien und -modelle für eine dogmatische Bearbeitung 
des Landesvollzugs der Bundesgesetze haben. Hierzu sind die verschiedenen 
Legitimationsansätze für die bundesstaatliche Ordnung des Grundgesetzes2 

in den Blick zu nehmen3 und zum Vollzug der Bundesgesetze durch die Län-
der in Beziehung zu setzen. Außerdem ist zu fragen, inwiefern die dem bun-
desstaatlichen Aufbau nachgesagten positiven Wirkungen unter den heutzu-
tage in der Bundesrepublik herrschenden Rahmenbedingungen noch zur Gel-
tung gelangen. 

1 Vgl. z.B. Häberle (1980), 10; März (1989), 15; Bauer (1992), 262f.; Korioth (1997), 92. 
2 Außer Betracht bleiben damit diejenigen sozialphilosophischen Lehren, die den Födera-

lismus als übergreifendes Ordnungsprinzip aller Verbände begreifen und ihn von seiner Fixie-
rung auf den Bundesstaat lösen, so etwa Deuerlein (1972), insbesondere 306ff. 

3 Vgl. z.B. Isensee in Isensee/Kirchhof (1990), §98 Rn. 301 ff.; Häberle, DV 24 (1991), 
186ff.; Vogel in Benda u.a. (1994), §22 Rn. 12 ff.; Herzog in M/D/H/S, An. 20 GG, 
Rn. IV.73 ff.; Zippelius (1996), 233 ff.; zusammenfassend Heun (1995), 170; Bauer in Dreier 
(1998), Art. 20 GG (Bundesstaat), Rn. 17. 
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I. Legitimationstheorien 

1. Freiheitsschützende Funktionen der bundesstaatlichen Ordnung 

Gemeinsamer Nenner nahezu aller Überlegungen über die Rechtfertigung 
unserer bundesstaatlichen Ordnung ist letztlich die dieser zugeschriebene 
freiheitsschützende Funktion.4 Dies gilt für Modelle, welche die gewaltentei-
lende Komplementärfunktionen der Bundesstaatlichkeit für die Rechtsstaat-
lichkeit und die demokratische Ordnung betonen;5 die demokratische Ord-
nung soll demnach durch die Bundesstaatlichkeit gestärkt werden, indem die 
Minderheitsparteien im Bund in den von ihnen regierten Ländern durch ei-
gene Leistungen und die Heranbildung politischer Führungskräfte Profil zei-
gen können, indem regionale Minderheiten sich im engeren Raum eines Lan-
des leichter als politische Kräfte zur Geltung bringen können, indem schließ-
lich die regionalen Strukturen der Parteien und großen Interessenverbände 
auf Landesebene tendenziell leichter imstande sind, sich den Zentralisie-
rungsbestrebungen der Gesamtpartei- oder -Verbandsführung zu entziehen. 
Die Ordnung des sozialen Rechtsstaats soll der bundesstaatliche Aufbau 
durch seine gewaltenteilenden Wirkungen vervollständigen. Letztere umfaßt 
eine Zuordnung der differenzierten Gewalten, die primär auf Vielfalt der In-
itiativen, sachgemäße Wahrnehmung der staatlichen Aufgaben, Zusammen-
wirken und Leistungsfähigkeit angelegt sein soll, daneben aber auch - den 
traditionell einer bundesstaatlichen Ordnung zugeschriebenen Wirkungen 
entsprechend - durch gegenseitige Mitwirkungs- und Kontrollbefugnisse ei-
nem Machtmißbrauch entgegenstehen, Freiheitlichkeit sichern und Voraus-
setzungen für die Bewältigung von Konflikten schaffen soll.6 Mit dem dezen-
tralen Aufbau verbindet sich hierzu eine vertikale Gewaltenteilung, in der die 
Gesetzgebungs-, Vollziehungs- und Rechtsprechungsfunktionen zwischen 
Bund und Ländern in der Weise aufgeteilt werden, daß die Wahrnehmung 
staatlicher Aufgaben einer Mitwirkung des jeweils anderen Teils bedarf. Ge-
rade der Vollzug der Bundesgesetze durch die Länder (Art. 84 f. G G ) ist ein 
Beispiel für diese Verknüpfung der Gewaltenaufgliederung und -verschrän-
kung. 

Ihre Grundlage in der freiheitsschützenden Funktion haben aber auch die-
jenigen Legitimationsansätze, welche eher auf die traditionellen Wirkungen 
der bundesstaatlichen Ordnung abstellen und diese im Lichte des Subsidiari-
tätsprinzips sehen.7 Nach diesem Prinzip soll das, was die kleineren und un-

4 So z.B. auch Dürig in M/D/H/S, Art. 3 Abs. 1 GG, Rn. 238; Häberle, DV 24 (1991), 190; 
Hesse (1995), Rn. 233 a.E.; Stern (1984), 658; Kisker (1985), 25; Kopp (1989), 112ff. 

5 Diese Funktionen betont besonders Hesse (1962), 29ff.; ders. (1995), Rn. 223ff., 228f. 
6 In diese Richtung auch Lerche, W D S t R L 21 (1964), 84ff., der den eigentlichen Sinn bun-

desstaatlicher Ordnung unter dem Grundgesetz in der Homogenität der Verfahren für die Lö-
sung alltäglicher Konflikte sieht. 

7 Dazu vor allem Isensee (1968), 224ff., 236ff. 
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tergeordneten Gemeinwesen leisten und zum guten Ende führen können, 
nicht für die weitere und übergeordnete Gemeinschaft in Anspruch genom-
men werden. Normativer Ansatzpunkt ist Art. 30 G G , in dem das Prinzip des 
Staatsaufbaus von unten nach oben als Form der bundesstaatlichen Legitima-
tion angelegt ist. Die bundesstaatliche Ordnung ermöglicht durch Dezentra-
lisation dem Staat Individualisierung, Sachbezogenheit, Personnähe. Das In-
dividuum wird umgekehrt näher an den Staat herangeführt, ihm werden eine 
Vielzahl von Anreizen geboten, sich für das Gemeinwohl zu engagieren - auf 
der Stufe, die dem einzelnen jeweils gemäß ist. Damit sind die Voraussetzun-
gen geschaffen, daß sich von unten her Initiativen entwickeln können, was der 
Zielsetzung des Subsidiaritätsprinzips entspricht. Der Zusammenhang mit 
dem Subsidiaritätsgedanken besteht auch insoweit, als die bundesstaatliche 
Ordnung durch ihre gewaltenteilende Wirkung8 legitimiert wird, föderale 
Reibungsverluste als Quelle von Freiheitsgewinnen der einzelnen verstanden 
werden. 

Zumindest mittelbar auch um Bewahrung individueller Freiheit geht es 
dem systemtheoretischen Ansatz zur Rechtfertigung bundesstaatlicher Ord-
nung. Nach dessen zentraler These kann eine staatliche Ordnung nur dann die 
Stabilität und Weiterentwicklung des Gesamtsystems sicherstellen, wenn sie 
den Subsystemen hinreichende Spielräume läßt, ihnen Gelegenheit zu Experi-
ment und Wettbewerb gibt. Ansätze für eine organisationstheoretische Deu-
tung des Bundesstaatssystems finden sich schon in der Integrationslehre,9 fer-
ner in der ökonomischen Theorie des Föderalismus,10 wonach durch die bun-
desstaatliche Ordnung den unterschiedlichen Präferenzen der Bürger besser 
Rechnung getragen werden kann, sowie in politikwissenschaftlichen Unter-
suchungen zur Problem- und Konfliktverarbeitungskapazität der staatlichen 
Ordnung.11 Aus im engeren Sinne verfassungstheoretischer Sicht wird gerade 
dem Umstand, daß die Länder die Bundesgesetze zu vollziehen haben, eine 
entlastende Funktion für das Gesamtsystem zugeschrieben. Denn infolge die-
ser Art der Funktionsverteilung sind Bund und Länder auf ständige Zusam-
menarbeit angewiesen. Diese gegenseitige Abhängigkeit der staatlichen Or-
gane und die sich daraus ergebende Notwendigkeit des Informationsaustau-
sches, der Verständigung und der Zusammenarbeit soll dazu beitragen, durch 
Verhinderung von Machtmißbrauch und durch Erhaltung der Handlungsfä-
higkeit des staatlichen Gesamtsystems die Freiheit der Bürger zu schützen.12 

8 Dazu noch Geiger (1962), 31. 
9 Vgl. Smend (1928), 118, wonach die Einzelstaaten „nicht lediglich in ihrem Ansichsein 

nützliche Nebeneinrichtungen und Entlastungen des Ganzen" sind, „... sondern gerade eine 
positive Kraftquelle für das Ganze, in ihrer Selbständigkeit gerade die Stärke des Reiches . . ." 

10 Dazu z.B. Frey (1977), 26 ff; Zimmermann in Andel/Haller/Neumark (1983), 11 ff.; die 
Eigenständigkeit des Rechts gegenüber ökonomischen Theorien betont zu Recht Korioth 
(1997), 260 ff. m.w.N. 

11 Grundlegend Scharpf/Reissert/Schnabel (1976), insbesondere 39ff. 
12 Kopp (1989), 114ff. 
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2. Renaissance der Legitimation durch regionale Vielfalt 

Als spezifische Legitimationsgrundlage gerade des grundgesetzlichen Bun-
desstaats wird neuerdings auch wieder seine Fundierung in der regionalen 
Vielfalt und Besonderheit der Länder angesehen.13 Normativer Ansatzpunkt 
ist Art. 29 Abs. 1 GG, der mit den Zielvorgaben für die Neugliederung des 
Bundesgebietes eine Teleologie des Bundesstaats formuliert. Hierzu gehören 
neben der wirksamen Aufgabenerfüllung eben auch die „landsmannschaftli-
che Verbundenheit, die geschichtlichen und kulturellen Zusammenhänge, die 
wirtschaftliche Zweckmäßigkeit, sowie die Erfordernisse der Raumordnung 
und Landesplanung." Der hiermit angesprochene Aspekt regionaler Vielfalt 
und Identität kann sich mittlerweile auf 50 Jahre eigenständige Geschichte der 
westdeutschen Länder stützen und hat nach der deutschen Wiedervereini-
gung noch an Bedeutung gewonnen. Dies hat sich gezeigt am identitätsstif-
tenden Vorgang der Verfassunggebung in den ostdeutschen Ländern sowie 
am wachsenden verfassungsrechtlichen Selbstbewußtsein der westdeutschen 
Länder. Die territoriale Verwurzelung tritt dadurch neben die freiheitsschüt-
zenden Wirkungen der Dezentralisation. 

3. Realitätsgehalt dieser Wirkungen im Beteiligungsföderalismus 

a) Befund 

Fraglich ist allerdings, inwiefern die der bundesstaatlichen Ordnung des 
Grundgesetzes zugeschriebenen Vorzüge auch noch unter den Bedingungen 
des „Beteiligungsföderalismus" gelten.14 Dieser zeichnet sich dadurch aus, 
daß die unterschiedenen Staatsgewalten von Bund und Ländern und ihrer 
Organe nicht mehr in abgegrenzte Funktions- oder Kompetenzbereiche ver-
wiesen, dadurch getrennt und gegenseitig balanciert werden; vielmehr werden 
sie in der Gesetzgebung des Bundes, in der Verwaltung, in Kooperationsein-
richtungen permanent zusammengespannt. Wesentliche Elemente des Beteili-
gungsföderalismus sind die nach 1949 erfolgten Verfassungsänderungen, 
durch die Gesetzgebungskompetenzen auf den Bund übertragen und deren 

13 Dazu am Vorabend der Wiedervereinigung Isensee in Isensee/Kirchhof (1990), § 98 
Rn. 305ff., der diesem Gesichtspunkt ausschlaggebende Bedeutung für die Legitimation des 
Bundesstaates zuerkennt; ähnlich, aber umfassender die sog. kulturelle Bundesstaatstheorie 
nach Häberle, z.B. DV 24 (1991), 186ff., sowie AöR 124 (1999), 556ff., wonach sich Bundes-
staatlichkeit vor allem aus der kulturellen Vielfalt eines politischen Gemeinwesens im staatli-
chen und gesellschaftlichen Bereich legitimiert; zur Verfassunggebung und Landesidentität in 
den neuen Ländern seit 1990 z.B. Dittmann in Isensee/Kirchhof (1997), § 205 Rn. 4, 28 ff.; Kü-
ttig in v. Münch/Kunig (1995), Art. 29 GG, Rn. 4; Hesse, KritV 1993, 8; Boehl, Der Staat 30 
(1991), 573; sehr skeptisch gegenüber der Legitimation von Bundesstaatlichkeit aus der histo-
risch gewachsenen Individualität der Länder aber noch Hesse (1962), 12ff.; schon aufgeschlos-
sener Kisker (1985), 35f. 

14 Begriff von Böckenförde, FS F. Schäfer, 188 f. 
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